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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB -, §§ 1 bis 11 der
Baunutzungsverordnung - BauNVO -)

Sonstige Baugebiete: Siehe Textliche Festsetzungen Ziffer 1.1

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschossflächenzahl GFZ mit Dezimalzahl, als Höchstmaß

Grundflächenzahl GRZ mit Dezimalzahl, als Höchstmaß

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Höhe der baulichen Anlagen:

Gebäudehöhe in Meter über NN (Normalnull), als Höchstmaß

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise

Baulinie

Baugrenze

Nicht überbaubare Grundstücksflächen
Überbaubare Grundstücksflächen

6. Verkehrfsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4,
11 und Abs. 6 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Ein- und Ausfahrtbereich

15. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Zweckbestimmung: Stellplätze und Tiefgarage

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz
vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 4 BauGB)

Maßangaben in Meter

16. Planzeichen zur Darstellung des Bestandes

Hauptgebäude mit Hausnummer/Nebengebäude

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

* Alle in der Legende angegebenen Zahlenwerte sind bespielhaft!
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1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen
nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag
verpflichtet (§ 12 Abs. 3a BauGB).

1.1 Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO)

Innerhalb des Vorhabengebietes sind folgende Nutzungen allgemein zulässig:

§ Wohnnutzung,

§ Alle zum Betrieb der zulässigen Nutzungen erforderlichen Nebenanlagen, Funktionsräume,
Zugänge, Stellplätze, Zufahrten,

§ Anlagen zur Ver- und Entsorgung,

§ freiberufliche Nutzungen.

Innerhalb des Vorhabengebietes sind folgende Nutzungen ausschließlich im Erdgeschoss von
Hauptgebäuden zulässig:

§ Geschäfts- und Büronutzungen,

§ Nutzungen für gesundheitliche, soziale und sportliche Zwecke,

§ sonstige die Wohnnutzung nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

1.2.1 Grundflächenzahl GRZ (gem. § 19 BauNVO)

Die Obergrenze der Grundflächenzahl wird auf 0,6 festgesetzt.

Eine Überschreitung der GRZ durch die im § 19 Abs. 4 BauNVO genannten Anlagen ist im
Vorhabenbereich bis zu einer GRZ von insgesamt 0,8 zulässig.

Tiefgaragen/ Garagengeschosse unterhalb der Geländeoberfläche sind bei der Ermittlung der
Grundfläche nicht anzurechnen.

1.2.2 Geschossflächenzahl (gem. § 17 BauNVO)

Die Geschossflächenzahl wird auf 2,1 als Höchstgrenze festgesetzt.

Tiefgaragen/Garagengeschosse unterhalb der Geländeoberfläche sind bei der Ermittlung der
Geschossfläche nicht anzurechnen.

1.2.3 Anzahl der Vollgeschosse

Im Vorhabengebiet sind maximal vier Vollgeschosse zulässig.

1.2.4 Höhe baulicher Anlagen (gem. §§ 16, 18 BauNVO)

Für die Höhenbestimmung ist der höchste Punkt baulicher Anlagen ohne technische Aufbauten und
ohne Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie maßgebend.

Die max. Gebäudehöhe wird auf 105,5 m über NN festgesetzt.

Technische Aufbauten, Aufbauten für Aufzugsanlagen, Lüftungs- und Klimaanlagen sowie
Wärmepumpen dürfen die im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Gebäudehöhen bis zu einer
Höhe von 2,00 m überschreiten, Anlagen zur Nutzung von Solarenergie bis zu einer Höhe von 1,00 m.

Unmaßstäbliche Systemskizze

1.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche und Stellung der baulichen Anlagen (gem. § 9 Abs.
1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO)

1.3.1 Abweichende Bauweise (gem. § 22 Abs. 4 BauNVO)

Innerhalb des Vorhabenbereichs gilt die abweichende Bauweise. Es sind auch Gebäude über 50 m Länge
zulässig. Die nach Landesrecht erforderlichen Abstandsflächen sind dabei einzuhalten.

1.3.2 Baugrenzen (gem. § 23 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB)

Die Baugrenzen ergeben sich aus der Planzeichnung.

Eine Überschreitung der festgesetzten Baugrenzen ist durch Dachvorsprünge, Balkone, Erker,
Wintergärten sowie Loggien bis zu 1,5 m Tiefe zulässig. Terrassen dürfen Baugrenzen um bis zu 2,0 m
Tiefe überschreiten.

1.3.3 Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB)

Entlang der Wilhelmstraße sowie der Wormser Straße ist eine Baulinie festgesetzt.

Eine Überschreitung der festgesetzten Baulinien ist durch Dachvorsprünge, Balkone, Erker,
Wintergärten, Loggien und Hauseingänge (einschließlich ihrer Treppen, Rampen und Podeste) zulässig.

1.4 Garagen und Stellplätze (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 i.V.m. § 12 und § 21a BauNVO)

Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und in den in der Planzeichnung
dargestellten Flächen „St/TGa“ zulässig.

Garagen und überdachte Stellplatzanlagen (Carports) sind nur innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig.

Im Geltungsbereich sind unterirdische Stellplätze (beispielsweise Garagengeschosse oder Tiefgaragen)
nur innerhalb der dargestellten Flächen (TGa) sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche
zulässig.

1.5 Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und
Abs. 6 BauGB)

Die in der Planzeichnung gekennzeichnete Fläche entlang der Wilhelm- sowie der Wormser Straße sind
als Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt festgesetzt. Im Geltungsbereich sind Ein- und Ausfahrten nur über
die im Bebauungsplan festgesetzten Bereiche zulässig.

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

1.6.1 Wasserdurchlässige Beläge

Nicht überdachte Zuwegungen, Fuß- und Radwege und ebenerdige, oberirdische, nicht überdachte
sowie unterirdische Kfz-Stellplätze sind - soweit andere gesetzliche Regelungen nicht entgegenstehen -
ausschließlich in luft- und wasserdurchlässigen Belägen wie z. B. Drain- oder Rasenpflaster,
Schotterrasen oder offenporigem Wabenfugenpflaster und versickerungsfähigem Unterbau
auszuführen.

Zufahrten zu Stellplätzen unterhalb der Geländeoberfläche (TG) sind von dieser Festsetzung
ausgenommen. Bereiche die nach DIN-1804-2 barrierefrei zu gestalten sind, sind ebenfalls von dieser
Festsetzung ausgenommen.

1.6.2 Artenschutzfachliche und -rechtliche Maßnahmen

1. Sicherung von Austauschfunktionen:

Bei Einfriedungen, mit Ausnahme von Einfriedungen aus Mauerwerk und Stützmauern, ist zwischen
Unterkante der Einfriedung und dem unteren Bezugspunkt ein Abstand von mindestens 10 cm 
einzuhalten.  Der untere Bezugspunkt wird auf 92,24 m über NN festgesetzt.

2. Verwendung insektenfreundlicher Beleuchtung:

Für die Außenbeleuchtung im Plangebiet sind ausschließlich staubdichte Lampen mit bedarfsgerechter
Steuerung über Bewegungsmelder, einer zum Boden gerichteten Abstrahlgeometrie und warmweißen
LEDs mit einer Farbtemperatur von maximal 3.000 Kelvin oder vergleichbare Technologien mit stark
verminderten Lockeffekten für Insekten zulässig.

3. Vogelschutz - Verzicht auf großflächige Glasfronten:

Verspiegelte Glasfassaden bzw. hochglänzende und/oder spiegelnde Materialien an den
Außenfassaden, sowie Bereiche mit Durchsichten und Übereckverglasungen sind nicht zulässig.

1.7 Technische Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen der Gebäude und
baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu mindestens 40 % mit
Photovoltaikmodulen zur Nutzung von Solarenergie auszustatten (Solarmindestfläche).
Mansarddachflächen sind dabei als nicht nutzbare Dachfläche anzusehen und sind daher nicht
mitanzurechnen.

Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf
die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.

1.8 Zu treffende Vorkehrungen zur Vermeidung oder Verminderung schädlicher
Umwelteinwirkungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.8.1 Maßgeblicher Außenlärmpegel

Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile der schutzbedürftigen, dem
ständigen Aufenthalt von Personen dienenden Aufenthaltsräume mindestens entsprechend den
Anforderungen der im Bebauungsplan (Themenkarte C, Abbildungen A07 und A08 des schalltechnischen
Gutachtens) festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegel nach DIN 4109-1: 2018-01 „Schallschutz im
Hochbau“ bzw. der jeweils aktuell baurechtlich eingeführten Fassung auszubilden.

Die erforderlichen Schalldämmmaße sind in Abhängigkeit von der Raumnutzungsart und Raumgröße im
Baugenehmigungsverfahren auf Basis der DIN 4109 nachzuweisen.

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass geringere maßgebliche Außenlärmpegel
vorliegen. Die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile sind dann entsprechend den
Vorgaben der DIN 4109 zu reduzieren.

1.8.2 Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen

Bei der Errichtung von Gebäuden sind in den schutzbedürftigen Raumen, die zum Nachtschlaf genutzt
werden können, an Fassaden mit Beurteilungspegel > 50 dB(A) nachts (Teilplan B, Abbildungen A05 und
A06 des schalltechnischen Gutachtens) fensterunabhängige, schallgedämmte Lüftungen einzubauen
oder technische Maßnahmen vorzusehen, die eine ausreichende Belüftung (Mindestluftwechsel gemäß
DIN 1946-6: 2019-12 „Raumlufttechnik - Teil 6: Lüftung von Wohnungen“) bei Einhaltung der
Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile sicherstellen.

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit im
Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wird, dass im Einzelfall vor dem Fenster des zum Nachtschlaf
genutzten Raumes der Beurteilungspegel nachts 50 dB(A) nicht überschreitet oder der Raum über ein
weiteres Fenster (mit Beurteilungspegel ≤ 50 dB(A) nachts) her belüftet werden kann.

1.8.3 Schutz von Außenwohnbereichen

Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens ist für Außenwohnbereiche (jeweils deren Mittelpunkten in 2
m Höhe) nachzuweisen, dass ein Beurteilungspegel von 64 dB(A) am Tag eingehalten wird. Die
Einhaltung dieses Wertes kann bspw. durch die Errichtung eines Wintergartens / verglaste Loggien /
Glaselementen erreicht werden.

Es können Ausnahmen von dieser Festsetzung zugelassen werden, soweit der Außenwohnbereich einer
Wohnung über weitere Flächen verfügt, die diesen Wert unterschreiten.

1.8.4 Grundrissorientierung

Zum Schutz vor gesundheitsgefährdenden Geräuscheinwirkungen ist eine Grundrissorientierung in der
Weise vorzusehen, dass sich an den Fassaden, an denen Beurteilungspegel > 60 dB(A) in der Nacht
ermittelt werden (Teilplan B, Abbildungen A05 und A06 des schalltechnischen Gutachtens), keine
Fenster und Türen von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen befinden. Sofern eine
Grundrissorientierung dieser Räume nicht möglich ist, ist das Vorsehen besonderer
Fensterkonstruktionen (verglaste Vorbauten / Kastenfenster oder vergleichbare Maßnahmen)
erforderlich, um verträgliche Innenraumpegel sicherzustellen.

1.9 Grünflächen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) i.V.m. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie sonstige Bindungen für Bepflanzungen und
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a
und b BauGB)

1.9.1 Pflanzenauswahl

Bei der Bepflanzung der unbebauten Grundstücksflächen sind heimische standortgerechte
Pflanzenarten gem. Pflanzliste „Gehölze“ zu wählen.

1.9.2  Dachbegrünung

Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Hauptgebäuden bis 5 ° Dachneigung sind ab 10 m²
zusammenhängender Dachfläche mindestens extensiv zu begrünen.

Die Dach- und Deckenbegrünung ist mit einer belebten Substratschicht von mindestens 10 cm
Aufbauhöhe mit Regenwasseranstau in der Drainschicht und mit einer standörtlich angepassten,
ökologisch hochwertigen Blühstaudenmischung anzulegen. Für die Dachbegrünung ist eine Mischung
aus mindestens 90 % der Arten aus der Liste „Extensive Dachbegrünung“ zu verwenden.

Die Dachflächen sind auch zu begrünen, wenn auf den Dächern Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie
errichtet werden.

Von der Begrünungspflicht ausgenommen sind lediglich Dachterrassen, verglaste Dachteile sowie
Dachein- und Dachaufbauten für erforderliche technische Anlagen, auf jeweils maximal 25 % der
Dachfläche.

1.9.3 Anpflanzung von Bäumen

Innerhalb des Vorhabenbereichs sind mindestens zwei hochstämmige Laubbäume oder
Obsthochstämme der Pflanzenliste „Gehölze“ anzupflanzen und zu unterhalten. Alternativ können je
Baum auch 25 Sträucher der Pflanzenliste „Gehölze“ gepflanzt werden.

1.9.4 Überdeckung von Tiefgaragen

Tiefgaragen sind mit Ausnahme in Bereichen von Zufahrten, Wegen, Zugängen, Stellplätzen,
Fahrradstellplätze, Müllabholflächen, Freisitze, Spielflächen oder Terrassen gärtnerisch mit einer
Vegetationstragschicht von mind. 30 cm zu überdecken und zu begrünen.

2 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. § 91
HBO)

2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.1.1 Dachform

Zulässig ist ein Dach in der Form eines Mansarddaches, welches oben nicht spitz zuläuft, sondern ein
Flachdach das Mansarddach beendet. (s. Abb.: 1)

Untergeordnete Dachteile (z.B. Vordächer), Garagen, und Nebengebäuden sind mit einer Neigung von
0° bis 20° zulässig. Für diese sind auch Flachdächer zulässig.

2.1.2 Anlagen zur Nutzung von Solarenergie

Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind zulässig.

Anlagen zur Nutzung von Solarenergie dürfen die im Bebauungsplan festgesetzte maximale
Gebäudehöhe bis zu einer Höhe von 1,00 m überschreiten. Der Abstand zur Außenwand muss
mindestens der Höhe der Anlage (inklusive Konstruktionshöhe) entsprechen. Die Festsetzungen zur
Dachbegrünung bleiben hiervon unberührt.

2.1.3 Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nur in Form von Einzelelementen und Schriftzügen mit einer Höhe von bis zu 0,6 m
und einer Länge von bis zu 2 m zulässig.

Werbeanlagen sind nur parallel zur Fassade im Erdgeschoss zulässig (bis Oberkante
Erdgeschoss-Fertigdecke des 1. Obergeschosses). Sie dürfen nicht mehr als 0,40 m aus der Fassade
auskragen.

Rechtwinklig zur Fassade errichtete Werbeanlagen (Ausleger) sind unzulässig.

Je Stätte der Leistung dürfen nicht mehr als eine Werbeanlage errichtet werden.

Werbeanlagen auf Giebelwandflächen sind unzulässig.

Das Bekleben oder der Anstrich von Schaufenstern (d.h. alle Fenster, hinter denen Ware oder
Dienstleistungen von außen sichtbar beworben werden) ist unzulässig.

Werbeanlagen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder in zeitlichem Wechsel aufleuchtenden
Licht oder sich ändernden Darstellungen sowie Sykbeamer sind unzulässig.

Licht oder sich ändernden Darstellungen sowie Sykbeamer sind unzulässig.

2.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der Baugrundstücke (gem. § 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Die nicht überbauten Flächen der Grundstücke sind, soweit sie nicht als Zufahrten, Wege, Stellplätzen,
Fahrradstellplätze, Müllabholflächen, Freisitze, Spielflächen oder Terrassen genutzt werden, als
Grünflächen anzulegen und mit heimischen, standortgerechten Bäumen und Sträuchern der Pflanzliste
„Gehölze“ zu bepflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Vorgärten dürfen nicht als Lager- oder Arbeitsfläche genutzt werden und sind mit Ausnahme von
Zufahrten, Wegen, Zugängen, Fahrradstellplätzen, Müllabholflächen sowie Hauseingängen
(einschließlich ihrer Treppen, Rampen und Podeste) gärtnerisch anzulegen. Als Vorgarten wird der
Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie und den Baulinien bzw. deren projizierte Verlängerung
bis zur seitlichen Nachbargrenze definiert.

Flächige Versiegelungen (z.B. durch Pflasterbeläge), die nicht als erforderliche Abstellflächen oder
Zufahrten bzw. Zuwegungen funktional benötigt werden sowie flächig ausgebrachte lose Material- und
Steinschüttungen wie Splitt, Schotter, Kies, Kunststeine etc. (Gesamtfläche: > 2 qm) sowie Kunstrasen
sind nicht zulässig.

3 PFLANZEMPFEHLUNGSLISTEN

3.1 Pflanzliste Gehölze

Es können auch klein- oder schmalkronige Sorten der genannten Baumarten verwendet werden.

Großkronige Laubbäume:

Acer platanoides (Spitzahorn)

Betula pendula (Hängebirke)

Fraxinus excelsior (Gem. Esche)

Juglans regia (Walnuss)

Quercus robur (Stieleiche)

Tilia cordata (Winterlinde)

Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm

Kleinkronige Laubbäume:

Acer campestre (Feldahorn)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Prunus avium (Vogelkirsche)

Pyrus communis (Wildbirne

Sorbus aucuparia (Eberesche)

Mindestpflanzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm

Obstbaumhochstämme alter und regionaltypischer Sorten, zum Beispiel:

Äpfel:                                                                             Birnen:

Ananasrenette                                                               Clapps Liebling

Brettacher                                                                      Gute Graue

Freiherr von Berlepsch                                                  Gute Luise

Jakob Fischer                                                                Schweizer Wasserbirne

Jakob Lebel

Gewürzluiken

Rheinischer Bohnapfel

Rheinische Schafsnase

Roter Berlepsch

Winterzitronenapfel

Kirschen:                                                                       Pflaumen:

Dönissens Gelbe Knorpel                                             Hauszwetsche

Große Schwarze Knorpel                                             Ontariopflaume

Große Prinzessinkirsche                                              Wangenheims Frühzwetsche

Mindestpflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 12-14 cm

Sträucher:

Amelanchier ovalis (Felsenbirne)

Cornus mas (Kornelkirsche)

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Corylus avellana (Haselnuss)

Crataegus monogyna (Weißdorn)

Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen)

Ligustrum vulgare (Liguster)

Lonicera xylosteum (Heckenkirsche)

Prunus spinosa (Schlehe)

Rosa canina (Hundsrose)

Rosa rubiginosa (Weinrose)

Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)

Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)

Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball)

Mindestpflanzqualität: verpflanzte Sträucher, Mindesttriebzahl 4 Triebe, Höhe 60-100 cm

Gehölze für geschnittene Hecken/Heister:

Acer campestre (Feldahorn)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Ligustrum vulgare „Atrovirens“ (Wintergrüner Liguster)

Mindestpflanzqualität: leichte Heister, Höhe 100 - 125 cm

Kletterpflanzen:

Clematis vitalba (Waldrebe)

Hedera helix (Efeu)

Lonicera periclymenum (Wald-Geißblatt)

3.2 Pflanzliste „Dachbegrünung“

Anchusa officinalisGemeine OchsenzungeAnthemis tinctoriaFärberkamilleAquilegia vulgarisGewöhnliche
AkeleiEchium vulgareGewöhnlicher NatternkopfEryngium campestreFeld-MannstreuGeranium
sanguineumBlutroter StorchschnabelGypsophila repensPolster-SchleierkrautHieracium pilosellaKleines
HabichtskrautJasione montanaBerg-SandglöckchenOnonis spinosaDornige HauhechelOriganum
vulgareEchter Dost / OreganoPulsatilla vulgarisGewöhnliche Küchenschelle Saxifraga
paniculataRispen-SteinbrechSedum acreScharfer MauerpfefferSedum albumWeißer MauerpfefferSedum
reflexumFelsen-FetthenneSedum telephiumGroße FetthenneSempervivum tectorumGewöhnliche
HauswurzThymus praecoxFrühblühender ThymianThymus serpyllumSand-Thymian

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN
Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach § 78 b Wasserhaushaltsgesetz

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in einer potenziellen Überschwemmungsfläche hinter einer
Hochwasserschutzanlage und somit in einem Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten nach §
78b WHG. Bei einem Versagen der Hochwasserschutzeinrichtungen am Rhein sind Wasserstände von bis zu
93,80 m ü NN (HQextrem) möglich. Bauliche Anlagen sollen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko
angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet oder wesentlich
erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion der baulichen Anlage technisch
möglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen Grundstücks und
die Höhe des möglichen Schadens angemessen berücksichtigt werden.

Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in Gebieten nach § 78b Abs. 1 S. 1 WHG ist verboten, wenn
andere weniger wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur Verfügung
stehen oder die Anlage nicht hochwassersicher errichtet werden kann. Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen

Sollte im Plangebiet mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen (z. B. Heizöllagerung) werden, so sind die
Maßgaben der Bundesanlagenverordnung (AwSV) zu beachten. Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen unterliegen einer Anzeige- und Prüfpflicht.

HINWEISE
Altlasten

Für den Geltungsbereich liegt unter der Altis-Nummer Altstandort 431.013.020-001.623 und
431.013.020-001.620 Einträge im Fachinformationssystem Altflächen und Grundwasserverunreinigungen (FIS
AG / ALTIS) des Landes Hessen vor.

Im Allgemeinen ist nach § 4 Abs. 1 HAltBodSchG unverzüglich die Bodenschutzbehörde bzw. das
Regierungspräsidium Darmstadt, Abt. Arbeitsschutz und Umwelt, Dezernat IV/Da 41.5 zu informieren. Bei
allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische Auffälligkeiten zu
achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung
begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abt.
Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein
Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.

Auch wer Materialien in den Boden einbringt, hat dies gemäß § 4 Abs. 3 HAltBodSchG anzuzeigen, allerdings
nur dann, wenn diese Maßnahme nicht ohnehin Gegenstand einer Zulassung nach anderen
Rechtsvorschriften ist und es sich um mehr als 600 Kubikmeter Material handelt.

Angezeigt werden muss weiterhin jede Sanierungsmaßnahme, wobei § 11 HAltBodSchG eine Ausnahme für
Sanierungsfälle vorsieht, bei denen das Ziel schon mit einfachen Mitteln erreicht werden kann. Im
Zweifelsfalle ist jede Sanierungsmaßnahme anzuzeigen. Die angezeigten Sanierungsmaßnahmen bedürfen
sodann der behördlichen Zustimmung. Die Funktionen des Bodens sind in Abstimmung mit den zuständigen
Behörden nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen.

DIN-Vorschriften

Die in den textlichen Festsetzungen, der Planbegründung und den Hinweisen angegebenen DIN-Vorschriften
sind zu beziehen über den Beuth-Verlag GmbH, Burggrafenstr. 6, 10787 Berlin oder können bei der
Stadtverwaltung der Stadt Lampertheim während den üblichen Dienststunden eingesehen werden.

Bodenschutz

Die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Ausführung von Bauvorhaben“ ist anzuwenden. Insbesondere
ist der Oberboden vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Bei eventuell erforderlichen
Geländeaufschüttungen innerhalb des Plangebietes darf der Oberboden des ursprünglichen Geländes nicht
überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und
unter sorgfältiger Trennung von Ober- und Unterboden durchzuführen.

Sofern externes Material eingebaut wird, sind die Regelungen der BBodSchV (Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999) sowie der LAGA M20 (LAGA-Regelwerk “Anforderungen
an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - Technische Regeln” Mitteilung 20 vom 06.11.1997
mit den überarbeiteten Zuordnungswerten siehe Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der hessischen
Regierungspräsidien Stand 01. Sep. 2018.) bzw. ab dem 01.08.2023 die Regelungen der Mantelverordnung
(Verordnung zur Einführung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung und zur Änderung der Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung vom
09.Juli 2021) einzuhalten.

Artenschutz

Bei sämtlichen Baumaßnahmen und sonstigen Eingriffen (Abriss-, Umbau- oder Sanierungsarbeiten,
Baufeldräumung, Gehölzrodung) sind die artenschutzrechtlichen Störungs- und Zugriffsverbote des
Bundesnaturschutzgesetzes (z.Zt. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG) zu beachten - und zwar unabhängig
davon, ob die Maßnahmen baugenehmigungspflichtig sind oder nicht. Werden geschützte Arten (z.B.
Fledermäuse, europäische Vogelarten, Zauneidechse) getötet bzw. erheblich gestört oder deren
Lebensstätten beschädigt bzw. zerstört, kann es sich um einen Verstoß gegen die artenschutzrechtlichen
Verbote handeln. Die Details sind den gesetzlichen Regelungen zu entnehmen oder können bei der Unteren
Naturschutzbehörde erfragt werden.

Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbote fallen unter die Bußgeld- bzw. Strafvorschriften (§§ 69
und 71a BNatSchG). Die Bauherrschaft ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass ein Verstoß gegen die
artenschutzrechtlichen Verbote durch ihr Bauvorhaben nicht erfolgt.

Eine von der Bauherrschaft zu beauftragende Kontrolle hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Relevanz
sollte daher vor Umsetzung der Baumaßnahmen von einer fachlich qualifizierten Person durchgeführt
werden.

Folgende Maßnahmen sollen ergriffen werden, um Projektwirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt zu
vermeiden bzw. zu minimieren:

· Ökologische Baubegleitung für die Rückbauphase der Ruderalfläche für die Zauneidechse.

Baulicher Brandschutz

Die Rechtsvorschriften des Anhang HE 1 H-VV TB sind bei der Bauausführung zu beachten.

Löschwasserversorgung

Den örtlichen Verhältnissen, der geplanten Nutzung und Geschoßflächenzahl der Bebauung ist eine
angemessene Löschwassermenge von mindestens 96m³/h für einen Zeitraum von 2 Stunden sowie die
Entfernung der Löschwasserentnahmestelle von maximal 75 Meter bis zu den Zugängen der Grundstücke
bereitzustellen.

Leitungsschutz

Bei Kreuzungen oder Näherungen zu Anlagen der EWR Netz GmbH ist entsprechende Rücksicht zu nehmen.
Die genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung festzustellen. Die nachstehenden oder in den
Plänen angegebenen Schutzstreifen oder Mindestabstände sind zu beachten.

Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Bäumen oder tiefwurzelnden
Sträuchern freizuhalten. Vorstehende Tätigkeiten innerhalb der Schutzstreifen sind der EWR Netz GmbH
anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustimmen.

Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die nachstehenden Mindestabstände bei der Verlegung
von Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht unterschritten werden. Die Sondermaßnahmen sind mit der
EWR Netz GmbH abzustimmen.

Darüber hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand, den Betrieb oder die
Unterhaltung der Leitungen beeinträchtigen oder gefährden.

Für Schäden, die auf eine Missachtung der vorstehenden Vorgaben beruhen, haftet der Verursacher.

Für Schäden, die auf eine Missachtung der vorstehenden Vorgaben beruhen, haftet der Verursacher.

Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandspläne schriftlich anzufordern oder
bei uns abzuholen und mit der zuständigen Betriebsstelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzunehmen.

Für die Verlegung von unterirdischen Versorgungsleitungen sind die in DIN 1998 vorgesehenen
Trassenräume freizuhalten.

Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen

Überpflanzungen in Form von Bäumen sind in Bereichen unterirdischer Versorgungsanlagen ohne besondere
Schutzmaßnahmen nicht zulässig.

Löschwasser

Für den im Bebauungsplan dargestellten Bereich kann aus einem Radius von 300 m (um ein jeweiliges
Flurstück) insgesamt eine Löschwassermenge von 96 m³/ h bei 1,5 bar über einen Zeitraum von 2 Stunden
aus mindestens zwei der vorhandenen Hydranten des öffentlichen Trinkwasserversorgungsnetzes bereitstellt
werden.

Anschlussverlauf und Mantelrohre

Anschlussrohre sollten geradlinig, rechtwinklig zur Grundstücksgrenze und auf dem kürzesten Weg von der
Versorgungsleitung zum Gebäude verlaufen. Vorabverlegungen sind zu vermeiden, da dabei die
vorgenannten Kriterien in der Regel nicht eingehalten werden können.

Denkmalschutz

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen,
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden
können. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen,
Archäologische Denkmalpflege (hessenARCHÄOLOGIE) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.
Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise zu schützen (§ 21
Abs. 3 HDSchG).

Insektenfreundliche Beleuchtung

Bei der Außen- und Straßenbeleuchtung sollte auf eine energieeffiziente Technik geachtet werden. Neben
Vorgaben zu Lichtfarbe (3.000 K), Leuchtmitteln (LED) und der Lichtstreuung (kein Streulicht) sollte bei der
Straßenbeleuchtung eine zusätzliche nächtliche Leistungsreduzierung (Dimmung) für einen noch geringeren
Energieverbrauch eingesetzt werden, sodass der Wärmeaustausch räumlich getrennt von der Lichtquelle
erfolgt. Dies trägt dazu bei, dass vom Licht angezogene Insekten nicht mehr am Leuchtkörper verbrennen.

Vogelschlag

Um das Kollisionsrisiko an Glasflächen durch Vogelschlag zu reduzieren, wird die Vermeidung von
Durchsicht-Situationen, die Verwendung von Glasscheiben mit geringem Außenreflexionsgrad (max. 15 %)
sowie der Einsatz von Vogelschutzglas empfohlen.

Freiflächenplan

Zur Beurteilung der planungsrechtlichen Zulässigkeit eines Bauvorhabens ist dem Bauantrag ein qualifizierter
Freiflächenplan beizufügen, in dem insbesondere die bebauten Flächen, sonstige befestigte Flächen wie
Kfz-Stellplätze, Zugänge oder Zufahrten und die Art ihrer Befestigung, die bepflanzten Flächen und die Art
ihrer Bepflanzung, die zu pflanzenden, zu erhaltenden und zu entfernenden Gehölze sowie sonstige
Begrünungsmaßnahmen (wie Fassaden- oder Dachbegrünung) mit Artenangaben und Größenverhältnissen
dargestellt sind. Im Falle, dass auch artenschutzrechtliche Maßnahmen notwendig werden sollten, sind diese
Maßnahmen im Freiflächenplan zu ergänzen.

Geothermie

Der Planbereich liegt in einer Zone, die sich für die Nutzung von Erdwärme als hydrogeologisch ungünstig
erwiesen hat. Bei entsprechenden Planungen wäre vorab die Möglichkeit der Geothermienutzung über ein
Gutachten des Hessischen Landesamtes für Naturschutz Umwelt und Geologie abzuklären.

Die aktuellen „Anforderungen des Gewässerschutzes an Erdwärmesonden“ sind im Erlass des Hessischen
Ministeriums für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 19.12.2021 (StAnz. 01/2022,
S. 16) festgelegt. Diese sind vollständig zu beachten.

Ebenso sind alle im Leitfaden „Erdwärmenutzung in Hessen“ (6. Auflage) aufgeführten technischen
Anforderungen an Bauausführung und Betrieb einzuhalten. Alle weiteren dort aufgeführten Auflagen und
Hinweise zu beachten.

Der Leitfaden steht auf der Internetseite des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie
(HLNUG) zum Download zur Verfügung.

Nähere Informationen erhalten Interessierte bei der für das Erlaubnisverfahren zuständigen Unteren
Wasserbehörde.
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V O R H A B E N B E Z O G E N E R   B E B A U U N G S P L A N
NR. 130-00  " WILHELMSTRASSE  ECKE  WORMSER  STRASSE ", STADT  LAMPERTHEIM

V O R H A B E N B E Z O G E N E R   B E B A U U N G S P L A N
NR. 130-00  " WILHELMSTRASSE  ECKE  WORMSER  STRASSE ", STADT  LAMPERTHEIM

Datengrundlage: Hessische Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation

TEILPLAN  A     Maßstab  1 : 500

PLANZEICHEN  nach  der  PlanzV

Flächenbezeichnung:      m²        ha         %

Fläche des Geltungsbereichs    3.029      0,30     100,00

Baufläche    3.029       0,30     100,00

STÄDTEBAULICHE RAHMENDATEN

GESETZESGRUNDLAGEN

Als gesetzliche Grundlagen wurden verwendet:

· Baugesetzbuch (BauGB)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBI. I Nr. 6) geändert worden ist.

· Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel
3 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) geändert worden ist.

· Gesetz zur Mobilisierung von Bauland (Baulandmobilisierungsgesetz)
Vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

· Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG)
Vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar
2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist.

· Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen,
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1792) geändert
worden ist.

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
Vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240).

· Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung - PlanzV)
Vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

· Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel
4 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. I Nr. 6) geändert worden ist.

· Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
Vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Januar 2023
(BGBl. I Nr. 5) geändert worden ist.

· Bundesfernstraßengesetz (FStrG)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel
14 des Gesetzes vom 02. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist.

· Bundeskleingartengesetz (BKleingG)
Vom 28. Februar 1983 (BGBl. I S. 210), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 19.
September 2006 (BGBl. I S. 2146) geändert worden ist.

· Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG)
Vom 28. November 2016 (GVBl. 2016, S. 211).

· Hessische Gemeindeordnung (HGO)
In der Fassung der Bekanntmachung vom 07. März 2005 (GVBl. I 2005, S. 142), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93).

· Hessische Bauordnung (HBO)
Vom 28. Mai 2018 (GVBl. 2018, S. 198), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.
November 2022 (GVBl. S. 571).

· Hessisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG)
Vom 20. Dezember 2010 (GVBl. I 2010, S. 629), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes
vom 07. Mai 2020 (GVBl. S. 314).

· Hessisches Straßengesetz (HStrG)
In der Fassung vom 08. Juni 2003 (GVBl. I 2003, S. 166), mehrfach geändert, § 16a neu eingefügt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30. September 2021 (GVBl. S. 618).

· Hessisches Wassergesetz (HWG)
Vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I 2010, S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes
vom 09. Dezember 2022 (GVBl. S. 764, 766).

· Hessisches Nachbarrechtsgesetz (NachbG HE 1962)
Vom 24. September 1962 (GVBl. I 1962, S. 417), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 22. September 2022 (GVBl. S. 460).

· Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlasten-
sanierung (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - HAltBodSchG)
Vom 28. September 2007 (GVBl. I 2007, S. 652), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 30. September 2021 (GVBl. S. 602, ber. S. 701).

TEXTLICHE  FESTSETZUNGEN

TEILPLAN  B     Maßstab  1 : 500 TEILPLAN  C     Maßstab  1 : 500

VERFAHRENSVERMERKE

Nr. Verfahrensschritt Datum

1. Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Abs. 1 BauGB)
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung am __.__.____

2. Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss
(§ 2 Abs. 1 BauGB)
Ortsübliche Bekanntmachung am __.__.____

3. Förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung
(§ 3 Abs. 2 BauGB)
Ortsübliche Bekanntmachung am __.__.____
Dauer der Beteiligung vom __.__.____
bis __.__.____

4. Förmliche Behörden- und Trägerbeteiligung
(§ 4 Abs. 2 BauGB)
Anschreiben am __.__.____
Dauer bis __.__.____

5. Erneute verkürzte Behörden- und Trägerbeteiligung
(§ 3 Abs. 2 i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB)
Ortsübliche Bekanntmachung am __.__.____
Dauer der Beteiligung vom __.__.____
bis __.__.____

6. Erneute verkürzte Behörden- und Trägerbeteiligung
(§ 4 Abs. 2 i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB)
Anschreiben am __.__.____
Dauer bis __.__.____

7.     Satzungsbeschluss
(§ 10 Abs. 1 BauGB)
Beschlussfassung in der Stadtverordnetenversammlung am __.__.____

                                                                                                                    Lampertheim, den__.__.____
   - Siegel Bürgermeister -

8.   Ausfertigungsvermerk
Der Inhalt dieser Satzung stimmt mit
a) den Festsetzungen durch Zeichnung und Text sowie
b) mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Satzungsgebers überein.
Die für die Rechtswirksamkeit erforderlichen Verfahrensvorschriften sind eingehalten worden.

                                                                                                                    Lampertheim, den__.__.____
- Siegel Bürgermeister -

9. Bekanntmachung Satzungsbeschluss und Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht. Die
Bekanntmachung enthält den Hinweis, dass der Bebauungsplan nebst Begründung ab
__.__.____, im Gebäude der Stadtverwaltung Lampertheim während der Dienststunden
öffentlich ausliegt.

Mit der Bekanntmachung tritt dieser Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.

                                                                                                                    Lampertheim, den__.__.____
- Siegel Bürgermeister -
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Projekt/Maßnahme/Objekt

Geprüft/Datum

ÄnderungenIndex
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VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN NR. 130-00 "WILHELM-

STRASSE ECKE WORMSER STRASSE", STADT LAMPERTHEIM

ARCHITEKT J. E. DEIBERT GmbH

TEIL A - PLANZEICHNUNG  BEBAUUNGSPLAN

RIES  11/22 HOFMANN  11/22 1 : 500 1.540/1.066 1124_BP-Se

a Änderungen/Ergänzungen Vorentwurf BRÄMER / HOFMANN 22.12.2022

b Erstellung Entwurf BRÄMER / HOFMANN 20.02.2023

c Änderungen/Ergänzungen gem. Rückmeldung Stadt E-Mail vom 22.02.2023 BRÄMER / HOFAMNN 02.03.2023

d Anpassung Stellplätze/Einfahrten KRUPKA/HOFMANN 27.04.2023

e Erstellung Satzungsexemplar RIES / HOFMANN 03.08.2023
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